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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. stellt fest, dass der Rechnungshof in seinem Jahresbericht 20211 für die Ausgaben des 
EU-Haushalts für die Rubrik „Zusammenhalt, Resilienz und Werte“ eine Fehlerquote 
von 3,6 % im Jahr 2021 gegenüber 3,5 % im Jahr 2020 geschätzt hat; betont, dass die 
geschätzte Fehlerquote allein für die Teilrubrik „Wirtschaftlicher, sozialer und 
territorialer Zusammenhalt“ 4,1 % beträgt; bedauert, dass der Abwärtstrend der 
Vorjahre nicht aufrechterhalten werden konnte; betont, dass die meisten der von den 
Prüfbehörden und der Kommission festgestellten Unregelmäßigkeiten dieselben 
Hauptkategorien betreffen: nicht förderfähige Ausgaben, öffentliches Auftragswesen, 
Prüfpfad und staatliche Beihilfen; hält es daher für angebracht, die Notwendigkeit einer 
stärkeren Kontrolle und sorgfältigen Analyse von Fehlern in die 
Verfahren aufzunehmen, um es in Zukunft einfacher zu machen, Fehler zu vermeiden 
bzw. zu verhindern; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Anstieg 
der Fehlerquote und das sich daraus ergebende höhere Risiko sowie die Möglichkeit 
eines späteren Verlusts der Finanzierung sorgfältig zu berücksichtigen;

2. erkennt an, dass das Rekordniveau der Zahlungen im Rahmen der Kohäsionspolitik im 
Jahr 2021 zusammen mit den komplexen Vorschriften für die Ausgaben in diesem 
Bereich die gestiegene Fehlerquote teilweise erklären könnte; bringt jedoch seine 
Besorgnis über die Schlussfolgerung des Rechnungshofs zum Ausdruck, dass die 
bestehenden Kontrollen das hohe inhärente Fehlerrisiko in diesem Bereich noch nicht 
ausreichend eindämmen; betont, dass der Kontroll- und Zuverlässigkeitsrahmen für den 
Zusammenhalt verbessert werden muss; betont, dass ein besserer und umfassenderer 
Austausch über bewährte Verfahren zwischen den Staaten wichtig wäre, um die 
Effizienz zu steigern und die Fehlerquote zu senken; betont, dass auch eine weitere 
Vereinfachung der Vorschriften und Verfahren für die Mittelausschöpfung in diesem 
Bereich erheblich zu einer effizienteren und gleichzeitig gezielteren Verwendung der 
Mittel beitragen und zu weniger Fehlern in den Antragsverfahren führen könnte; 
verweist in diesem Zusammenhang auf die früheren Standpunkte des Europäischen 
Rechnungshofs zu den Fehlern bei der Erstattung der Mehrwertsteuer und der 
Notwendigkeit, die Vorschriften in diesem Bereich zu vereinfachen, um die 
Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, ihren Verpflichtungen in Bezug auf Zahlungen an 
Begünstigte nachzukommen;

3. weist auf die besorgniserregenden Schlussfolgerungen im Sonderbericht Nr. 26/2021 
des Europäischen Rechnungshofs mit dem Titel „Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben im 
Rahmen der EU-Kohäsionspolitik“ hin, wonach das kommissionseigene Kontrollsystem 
die Schwachstellen der Arbeit der Prüfbehörden der Mitgliedstaaten bei der Prüfung der 
Kohäsionsausgaben nicht ausreichend ausgleicht; fordert die Kommission auf, ihre 
Prüfungstätigkeiten, ihre Prüfungsdokumentation und ihr Prüfungsverfahren zu 
verbessern und die wichtigsten Elemente der von ihren Generaldirektionen in den 

1 Europäischer Rechnungshof, Jahresbericht über die Ausführung des EU-Haushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2021.

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/annualreports-2021/annualreports-2021_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/annualreports-2021/annualreports-2021_DE.pdf
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Jährlichen Tätigkeitsberichten bereitgestellten Informationen zur Ordnungsmäßigkeit zu 
stärken;

4. fordert die Kommission nachdrücklich auf, sicherzustellen, dass die Mittel nach dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung und insbesondere im Einklang 
mit der Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten verwendet werden, indem bereits 
bestehende Instrumente wie der europäische Rechtsstaatlichkeitsmechanismus in vollem 
Umfang genutzt werden, wobei sie nicht davor zurückschrecken sollte, ihre Vorrechte 
und Pflichten als Hüterin der EU-Verträge wahrzunehmen bzw. ihnen nachzukommen; 
ist fest davon überzeugt, dass die Rechtsstaatlichkeits-Konditionalität ebenfalls dazu 
beitragen wird, die Ordnungsmäßigkeit der EU-Mittel zu steigern;

5. begrüßt, dass die Ausschöpfungsquote bei den europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds (ESI-Fonds) 2014–2020 im Jahr 2021 gestiegen ist; weist darauf hin, 
dass dies weitgehend auf Programmänderungen im Zusammenhang mit CRII/CRII+ 
zurückzuführen war, die es ermöglichten, nicht ausgegebene Kohäsionsmittel rasch für 
Gesundheitsmaßnahmen, die Unterstützung von Unternehmen, Arbeitnehmern und 
schutzbedürftigen Gruppen zu mobilisieren; betont, dass ähnliche einheitliche 
Programmänderungen auch für andere Programme sinnvoll wären, da sie zu mehr 
Effizienz, einer schnelleren und vereinfachten Mittelausschöpfung und gleichzeitig zu 
weniger Fehlern führen könnten;

6. begrüßt die rasche Bereitstellung der im Rahmen von REACT-EU bereitgestellten 
zusätzlichen Mittel; hebt hervor, dass bis Ende 2021 39,4 Mrd. EUR (99 % des für das 
Jahr verfügbaren Gesamtbetrags) eingeplant waren und dass die ersten Zahlungen an die 
Mitgliedstaaten bereits im Juni 2021 getätigt wurden; betont, dass jede Aufstockung der 
Mittel mehr Aufmerksamkeit erfordert und dass die Organe im Falle von Fehlern 
Gefahr laufen, ihre Glaubwürdigkeit zu verlieren; betont, dass daher weitere 
Auszahlungen genau überwacht werden müssen und dafür gesorgt werden muss, dass 
der Umfang der Auszahlungen nicht verringert wird, wobei die erforderliche 
Transparenz und Garantien geboten sein müssen, um eine missbräuchliche Verwendung 
von Mitteln zu verhindern;

7. warnt jedoch davor, dass einige Mitgliedstaaten sehr niedrige Ausschöpfungsquoten für 
die ESI-Fonds aufweisen und unter erheblichem Druck stehen werden, alle verfügbaren 
Mittel vor Abschluss der Programme auszuschöpfen; bedauert, dass die vorrangige 
Behandlung der Aufbau- und Resilienzfazilität durch die Mitgliedstaaten zu 
Verzögerungen bei der Umsetzung der ESI-Fonds geführt haben könnte;

8. betont, dass integrierte, kohärente, stimulierende, wirksame und zuverlässige 
Mechanismen und insbesondere Empfehlungen und technische Leitlinien ausgearbeitet 
werden sollten, um die Ausschöpfung von EU-Mitteln in den Mitgliedstaaten zu 
fördern, damit sie diese Mittel immer wirksamer ausschöpfen können; betont, dass 
Mitgliedstaaten mit einer sehr geringen Mittelausschöpfung ermittelt werden sollten und 
festgestellt und analysiert werden sollte, warum weniger Mittel in Anspruch genommen 
werden, und dass in Folge geeignete Maßnahmen ergriffen werden sollten, um die 
Ausschöpfungsquote zu verbessern, unter anderem durch den Austausch über bewährte 
Verfahren unter den Staaten und durch Schulungen für die Verwaltung; fordert die 
Kommission auf, in einem strukturierten Dialog mit den Mitgliedstaaten die 
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Verwaltungspraxis und -verfahren zu analysieren, um Ineffizienzen zu beseitigen und 
unter allen zuständigen Behörden Beispiele für wirksame Vorgehensweisen und 
Verfahren in der Verwaltung zu verbreiten;

9. stellt fest, dass die COVID-19-Krise bereits eine neue und unerwartete Herausforderung 
darstellt und dass die Folgen der russischen Aggression gegen die Ukraine ebenfalls 
eine große Herausforderung darstellen werden; stellt fest, dass die EU und ihre 
Mitgliedstaaten entschlossen reagieren und für Lösungen auf EU-Ebene und nationaler 
Ebene sorgen müssen; weist darauf hin, dass die Kohäsionspolitik ihren Mehrwert 
bereits unter Beweis gestellt hat und nach der COVID-19-Krise und dem Krieg in der 
Ukraine noch unverzichtbarer sein wird;

10. begrüßt die steigende finanzielle Flexibilität bei der Nutzung der Kohäsionsmittel, die 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit bietet, die Mittel zur Finanzierung krisenbezogener 
Projekte vorübergehend zu nutzen; betont, dass Kontinuität und eine stärkere 
Einbeziehung aller an der Kohäsionspolitik beteiligten Interessenträger gefördert 
werden müssen, insbesondere von KMU, Gemeinden und Regionen, die in den 
kommenden Monaten mit einer Energiekrise, steigender Arbeitslosigkeit, Migration, 
hoher Inflation, einer Nahrungsmittelkrise und der Gesundheitsversorgung konfrontiert 
sein werden; bleibt den langfristigen Zielen der Kohäsionspolitik verpflichtet, die auch 
durch diesen flexiblen Ansatz unterstützt werden sollten; betont, dass die Bekämpfung 
der Ursachen von Unregelmäßigkeiten durch die Straffung und Stärkung der 
Verwaltungskapazitäten den Begünstigten und Behörden dabei helfen würde, sich auf 
Ergebnisse zu konzentrieren, und zur Verringerung der Fehlerquote beitragen würde; 
stellt fest, dass die als Reaktion auf die COVID-19-Krise ergriffenen dringenden 
Flexibilitätsmaßnahmen unmittelbare Auswirkungen hatten und dass viele dieser 
Maßnahmen, die zu bemerkenswerten Ergebnissen geführt haben, kurzfristig fortgesetzt 
werden sollten, insbesondere jetzt vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine;

11. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zur Vereinfachung der Verfahren 
auszuarbeiten, die unter den genannten Umständen zu einer verantwortungsvollen und 
angemessenen Verwendung der Mittel und der anschließenden Erholung in den 
Mitgliedstaaten beitragen würden, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Ziele der 
Mitgliedstaaten für den Programmplanungszeitraum 2021-2027 als Reaktion auf die 
derzeitigen weitreichenden wirtschaftlichen und sozialen Folgen der COVID-19-Krise 
und des Krieges in der Ukraine viel ehrgeiziger sein müssen, um die Bürger zu 
schützen, Arbeitsplätze zu erhalten und das Investitionsklima zu stärken; fordert die 
Kommission in diesem Zusammenhang ferner auf, dafür zu sorgen, dass alle 
Interessenträger und alle Regierungsebenen sowie Ebenen der kommunalen 
Selbstverwaltung in die Ausarbeitung und Umsetzung von Konjunkturprogrammen 
einbezogen werden;

12. nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission seit 2021 die Reserve für die Anpassung an 
den Brexit verwaltet, mit der die am stärksten vom Austritt des Vereinigten Königreichs 
aus der EU betroffenen Regionen unterstützt werden; nimmt zur Kenntnis, dass 2021 im 
Rahmen der Reserve zwei Vorfinanzierungszahlungen geleistet wurden; betont, dass 
eine klare Bestandsaufnahme durchgeführt werden sollte und dass den betroffenen 
Ländern durch Programme für technische Hilfe für die Zusammenarbeit mit 
Verwaltungsbehörden, technische Leitfäden und Schulungsprogramme dabei geholfen 
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werden sollte, die Mittel besser auszuschöpfen;

13. bedauert die besorgniserregenden Verzögerungen bei der Umsetzung des Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF), der dringend erforderlich ist, um die Menschen und 
die Regionen der EU beim ökologischen Wandel zu unterstützen; fordert nachdrücklich, 
dass Mängel behoben werden, indem angemessene Maßnahmen ergriffen werden; 
betont, dass der Grund für die Verzögerungen genau ermittelt werden muss und in 
Folge die Verfahren angepasst, die Vorschriften vereinfacht und der 
Verwaltungsaufwand verringert werden müssen, die der Ausschöpfung möglicherweise 
im Wege stehen; betont, dass insbesondere bei der Inanspruchnahme neuer Fonds eine 
stärkere Einbeziehung aller Interessenträger in die Verfahren erforderlich ist, um 
Engpässe und Zahlungsrückstände bei der Mittelausschöpfung zu vermeiden;

14. bedauert die Verzögerungen beim Start neuer Programme für die Fonds im Rahmen der 
Dachverordnung; erkennt an, dass diese Verzögerung auf die späte Annahme von 
Rechtsvorschriften zur Kohäsion, die Anpassung im Rahmen der COVID-19-
Sofortmaßnahmen und die Arbeit an den nationalen Aufbau- und Resilienzplänen 
zurückzuführen ist; betont, dass nur 2 % der verfügbaren Mittel für Verpflichtungen für 
die Fonds der Dachverordnung verwendet wurden; betont, dass der weitere Umfang der 
Mittelausschöpfung genau verfolgt werden muss und dass die Mitgliedstaaten zum 
Handeln aufgefordert werden müssen, wenn sich die Lage nicht verbessert;

15. bedauert, dass der Rechnungshof in seinem Sonderbericht mit dem Titel „Klimaschutz 
im EU-Haushalt 2014-2020“ zu der Auffassung gelangt ist, dass die 
Gesamtberichterstattung der Kommission über die Klimaschutzausgaben unzuverlässig 
war und dass die Kommission die Klimaschutzausgaben um mindestens 72 Mrd. EUR – 
von denen mehr als 80 % aus Agrarmitteln stammten – zu hoch angesetzt hat, was 
bedeutet, dass rund 13 % des EU-Haushalts 2014–2020 für Klimaschutzmaßnahmen 
ausgegeben wurden; äußert daher auch Bedenken hinsichtlich der Zuverlässigkeit der 
Klimaberichterstattung für 2021-2027 und fordert die Kommission auf, ihre Methodik 
zur Verfolgung klimabezogener Ausgaben neu zu bewerten;

16. betont, wie wichtig die Kohäsionspolitik für die Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter ist, was im Initiativbericht des Europäischen Parlaments über die 
geschlechtsspezifische Dimension in der Kohäsionspolitik sowie im Sonderbericht 
Nr. 10/2021 des Europäischen Rechnungshofs mit dem Titel „Gender Mainstreaming 
im EU-Haushalt: Auf Worte sollten nun Taten folgen“ hervorgehoben wird; weist auf 
die Bewertung des Rechnungshofs hin, wonach die Gleichstellung der Geschlechter im 
EU-Haushaltszyklus nicht angemessen berücksichtigt wurde und die Kommission ihrer 
Verpflichtung zur durchgängigen Berücksichtigung der Gleichstellung der Geschlechter 
im EU-Haushalt noch nicht gerecht wird; begrüßt andererseits die Arbeit der 
Kommission an einer neuen Klassifizierung zur Messung der geschlechtsspezifischen 
Auswirkungen der Unionsausgaben; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass 
der Schwerpunkt der Klassifizierung darauf liegt, dass die Auswirkungen von 
Programmen auf die Gleichstellung der Geschlechter genau und umfassend dargestellt 
werden;

17. nimmt zur Kenntnis, dass der Rechnungshof im Jahr 2021 dem OLAF 15 Fälle 
gemeldet hat, im Gegensatz zu den sechs Fällen, die er im Jahr 2020 gemeldet hat; stellt 
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ferner fest, dass der EUStA nur einer dieser Fälle gleichzeitig gemeldet wurde; bedauert 
die mangelnde Transparenz in Bezug auf die Zahl der Fälle, die die Kommission der 
EUStA gemeldet hat; fordert die Kommission auf, die Umsetzung der Programme 
konsequenter zu überwachen und der EUStA konsequent über etwaige Verstöße Bericht 
zu erstatten und gleichzeitig für Transparenz in gemeldeten Fällen zu sorgen;

18. betont die Rolle der EUStA beim strafrechtlichen Schutz der finanziellen Interessen der 
Union; weist darauf hin, dass die EUStA-Verordnung ihr die Befugnis überträgt, 
Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union zu untersuchen, 
strafrechtlich zu verfolgen und vor Gericht zu bringen, wobei ein besonderer 
Schwerpunkt auf Straftaten mit grenzüberschreitender Dimension gelegt wird; weist 
darauf hin, dass alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union laut der 
EUStA-Verordnung verpflichtet sind, der EUStA alle strafbaren Handlungen, in Bezug 
auf die sie ihre Zuständigkeit ausüben könnte, unmittelbar zu melden; bedauert ferner 
die Kontroverse, die sich in Bezug auf die Entscheidung über die Zuständigkeit für 
bestimmte Fälle in bestimmten Mitgliedstaaten ergeben hat, insbesondere in Bezug auf 
mutmaßliche Betrugsfälle im Zusammenhang mit CRII- und CRII±Mitteln;

19. bedauert, dass sich derzeit nicht alle Mitgliedstaaten an der verstärkten Zusammenarbeit 
im Rahmen der EUStA beteiligen, und bedauert etwaige Unregelmäßigkeiten bzw. 
parteipolitische Eingriffe bei der Ernennung der Staatsanwälte in den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten;

20. fordert darüber hinaus mehr Anstrengungen bei der Betrugsbekämpfung auf EU-Ebene 
und in den Mitgliedstaaten. fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten 
angemessen zu unterstützen, damit sie die Korruption wirksamer bekämpfen können, 
was auch das allgemeine Vertrauen der Bürger in die EU-Organe stärken wird;
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